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Die schriftliche parlamentarische Anfrage Nr. 193/J-NR/94, 
betreffend Aufhebung des TBC-Screenings für LehrerInnen, die 

die Abgeordneten Rudolf Anschober und FreundInnen am 

IAB 

1.1 

16. Dezember 1994 an mich richteten, beehre ich mich wie folgt 

zu beantworten: 

1. Ist es richtig, daß die Änderung der Durchführungsverordnung 

zum TBC-Gesetz bereits seit 6. September 1994 in Kraft ist? 

Antwort: 

Die angesprochene Novelle zur Durchführungsverordnung zum TBC­

Gesetz, BGB1.Nr. 731/1994, trat am 7. September 1994 in Kraft. 

2. Ist Ihnen bekannt, daß immer noch Lungenröntgen von 
LehrerInnen verlangt werden? 

3. In welcher Form wurden die SchuldirektorInnen von dieser Än­
derung informiert? 

4. Wurde an alle SchuldirektorInnen ein diesbezügliches Infor­
mationsblatt geschickt? 
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5. Was werden Sie unternehmen, damit die LehrerInnen und Schul­

direktorInnen von dieser Gesetzesänderung in Kenntnis ge­

setzt werden? 

Antwort: 
Mit Schreiben vom 3. Jänner 1995, Zl. 21.831/0-II/D/GL/95, hat 
das Bundesministerium für Gesundheit und Konsumentenschutz 

mitgeteilt, daß durch die Novelle zur Verordnung zum TBC-Ge­

setz, BGB1.Nr. 731/1994, die §§ 2 und 3 der Durchführungsver­

ordnung zum TBC-Gesetz ersatzlos aufgehoben worden sind. Gemäß 

§ 2 dieser Verordnung waren in Verbindung mit den §§ 26 und 27 

des Tuberkulosegesetzes, BGB1.Nr. 127/1968, unter anderem 

bestimmte Beschäftigte im Schulbereich zu Tuberkulose-Reihen­

untersuchungen mit Lungenröntgen verpflichtet. 

Das angesprochene Schreiben des Bundesministeriums für Gesund­
heit und Konsumentenschutz wurde zum Anlaß einer Information an 
alle Landesschulräte (Stadtschulrat für Wien) sowie alle Ämter 
der Landesregierungen genommen. Darin wurden diese darauf 

hingewiesen, daß die Verpflichtung zur Vornahme von Tuber­

kulose-Reihenuntersuchungen mit Lungenröntgen nicht mehr be­

steht und daß dies in Hinkunft auch nicht mehr routinemäßig 
erfolgen soll. 

Der Bundesminister: 
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